
Politik BZB März 13  9

BLZK/KZVB

Das am 29. November 2012 vom Deutschen Bun-
destag verabschiedete und bis zuletzt heftig um-
strittene „Gesetz zur Verbesserung der Rechte von
Patientinnen und Patienten“ (hier Patientenrechte-
gesetz genannt) hat am 1. Februar 2013 trotz 
aller Kritik auch den Bundesrat passiert. Das Ge-
setz wurde am 20. Februar 2013 ausgefertigt 
und ist am Tag nach der Verkündung im Bundes-
gesetzblatt, also am 26. Februar 2013, in Kraft
getreten.

Das Patientenrechtegesetz hat die Zielsetzung,
Transparenz und Rechtssicherheit hinsichtlich der
bestehenden umfangreichen Patientenrechte her-
zustellen. Ferner will es die tatsächliche Durchset-
zung dieser Rechte verbessern und die Patienten
stärker unterstützen. Zu diesem Zweck soll das vor
allem richterrechtlich, also durch Fortentwicklun-
gen des Gesetzesrechts durch Urteile geprägte Be-
handlungs- und Arzthaftungsrecht im Bürgerlichen
Gesetzbuch (BGB) kodifiziert werden, um die Rechte
gegenüber den Leistungsträgern wie auch die Ver-
fahrensrechte bei Behandlungsfehlern zu stärken.
Durch das Gesetz – so die amtliche Begründung
weiter – sollen ebenso die Patienteninformation
und -beteiligung eine Stärkung erfahren, darüber
hinaus soll eine Fehlervermeidungskultur geför-
dert werden.
Im Folgenden soll dargestellt werden, welche we-
sentlichen Inhalte das Gesetz aufweist und in-
wieweit es der vollmundig umschriebenen Zielset-
zung gerecht wird. Dabei sollen vor allem praxis-
relevante Aspekte hervorgehoben werden. Der
Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages ist
auf den beiden Internetseiten von Bayerischer Lan-
deszahnärztekammer und Kassenzahnärztlicher
Vereinigung Bayerns mit den für Zahnärzte we-
sentlichen Bestimmungen zur Information einge-
stellt (siehe Kasten auf Seite 13).

Struktur des Patientenrechtegesetzes
Das Patientenrechtegesetz enthält im Wesentlichen
neue Bestimmungen für das BGB sowie Neuerun-
gen und Änderungen im Bereich des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V).

Neuregelungen im BGB
Neu ins BGB eingefügt werden acht Paragrafen
über den „Behandlungsvertrag“. (Nachfolgend ge-
nannte Paragrafen ohne Gesetzesangabe sind sol-
che des BGB.) Soweit im Folgenden unmittelbar
auf den neuen Gesetzestext des BGB Bezug genom-
men wird, ist dies aus Gründen der Übersichtlich-
keit kursiviert wiedergegeben.

Der Behandlungsvertrag als 
spezieller Dienstvertrag (§§ 630a, 630b)
Nach §§ 630a, 630b wird der Behandlungsvertrag
weiterhin als ein bestimmter Fall des Dienstvertrags
angesehen, für den allerdings zunächst die neu ins
BGB eingefügten §§ 630a bis 630h gelten, ergänzend
greifen die Bestimmungen über den Dienstvertrag.
Unter die Bestimmungen des Behandlungsvertrags
fällt dabei nicht nur die mit therapeutischer Ziel-
setzung vorgenommene Behandlung eines Men-
schen, sondern auch die medizinisch nicht indi-
zierte, namentlich zu sogenannten kosmetischen
Zwecken vorgenommene Behandlung. Abweichend
von der gesetzlichen Regelung können die Parteien
des Vertrags auch vereinbaren, dass keine Dienst-
leistung geschuldet ist, wie dies für den Behand-
lungsvertrag typisch ist, sondern ein bestimmter
Behandlungserfolg. Dann greifen jedoch werkver-
tragsrechtliche Regelungen ein, die gegebenenfalls
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Aufklärung und Dokumentation sind auch nach dem Patientenrechtegesetz be-
sonders wichtig. 
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durch einzelne Bestimmungen des Rechts über den
Behandlungsvertrag ergänzt werden.
§ 630a Abs. 2 bestimmt, dass die Behandlung nach
den zum Zeitpunkt der Behandlung bestehenden, all-
gemein anerkannten fachlichen Standards zu erfolgen
hat, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.
Maßgeblich ist der zahnmedizinische Standard im
betreffenden Behandlungsfall. Der jeweilige Stan-
dard ergibt sich dabei insbesondere aus Behand-
lungsleitlinien der Fachgesellschaften sowie den
Behandlungsrichtlinien des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses (Letztere im Bereich der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung). Es ist auch zu beachten,
dass sich Zusatzqualifikationen wie zum Beispiel
Fachzahnarztbezeichnungen oder postgraduale
akademische Abschlüsse, aber auch sich selbst
zugeschriebene Bezeichnungen wie die Angabe
von Tätigkeitsschwerpunkten auf den jeweils an-
zuwendenden Standard auswirken können.
Von dem zahnmedizinischen Standard können die
Parteien durch Vereinbarung abweichen. Dies er-
gibt insbesondere seinen guten Sinn im Hinblick
auf neue Behandlungsmethoden, die sich noch
nicht als medizinischer Standard durchgesetzt ha-
ben, aber auch im Hinblick auf Fälle, in denen ei-
ne Vorgehensweise nach dem medizinischen Stan-
dard aus besonders gelagerten Umständen heraus
nicht indiziert ist. Derartige Vereinbarungen soll-
ten insbesondere zum Selbstschutz des Zahnarz-
tes sorgfältig dokumentiert werden, insbesondere
auch, warum im konkreten Fall eine Behandlung
nach dem zahnmedizinischen Standard nicht er-
folgt, und dass der Patient über alle damit ver-
bundenen Umstände, speziell über Alternativen
und mit den einzelnen Vorgehensweisen verbun-
dene spezifische Vor- und Nachteile sowie Risiken
aufgeklärt wurde. Hinsichtlich des hier angespro-
chenen Themas von Information und Aufklärung
sei auf die nachfolgenden Ausführungen hierzu
innerhalb dieses Artikels verwiesen.

Informationspflichten nach § 630c
§ 630c Abs. 2 S. 1 verpflichtet den Behandelnden, dem
Patienten in verständlicher Weise zu Beginn der Behand-
lung und – soweit erforderlich – in deren Verlauf sämt-
liche für die Behandlung wesentlichen Umstände zu er-
läutern, insbesondere die Diagnose, die voraussichtliche
gesundheitliche Entwicklung, die Therapie und die zu
und nach der Therapie zu ergreifenden Maßnahmen.
Der Gesetzgeber wollte hiermit die sogenannte
therapeutische Aufklärung (auch Sicherungsauf-
klärung genannt), die der Sicherung der Behand-

lung und ihres Erfolgs dienen soll, regeln. Sprach-
lich ist dies jedoch nicht recht gelungen, wenn
man vergleichend den Wortlaut des § 630e Abs. 1
betrachtet, der die sogenannte Selbstbestimmungs-
aufklärung regelt. Letztere ist für eine ordnungsge-
mäße Einwilligung in die Untersuchung und Be-
handlung erforderlich. Die Regelungen sind in-
haltlich zu ähnlich, um hinreichend unterschieden
werden zu können. Gleichwohl bleibt zu berück-
sichtigen, dass der Gesetzgeber bezüglich thera-
peutischer Aufklärung und Selbstbestimmungs-
aufklärung keine neuen Grundsätze einführen
wollte. Festzuhalten bleibt, dass die bisher soge-
nannte therapeutische Aufklärung den Bestim-
mungen über die Informationspflichten in § 630c
zugeschlagen wird, während die Bestimmungen
über die bis dato sogenannte Selbstbestimmungs-
aufklärung in den Vorschriften des § 630e über
Aufklärungspflichten enthalten sind. Verstöße ge-
gen die therapeutische Aufklärungspflicht stellen
weiterhin einen Behandlungsfehler dar, Verstöße
gegen die Pflicht zur Selbstbestimmungsaufklärung
hindern weiterhin eine wirksame Einwilligung des
Patienten in die konkrete Untersuchung oder Be-
handlung im Rahmen des Behandlungsvertrags.
Als weitere Informationspflicht ist in § 630c Abs. 2 S. 2
nun vorgesehen, dass der Behandelnde den Patienten
auf Nachfrage oder zur Abwendung gesundheitlicher
Gefahren über Umstände, die die Annahme eines Be-
handlungsfehlers begründen, zu informieren hat, wenn
solche Umstände für den Behandelnden erkennbar sind.
Informationspflichten des Behandelnden über für
ihn erkennbare wesentliche Umstände zum Zweck
der Abwendung gesundheitlicher Gefahren gab es
auch schon nach der bisherigen Rechtsprechung.
Mit der jetzt geschaffenen Vorschrift wird gleich-
wohl eine – zumindest bezüglich der Bezichtigung
der eigenen Person oder anderer Behandelnder in
Fällen mangelnder Gesundheitsgefährdung – neue
Kategorie geschaffen, die jedoch für den zahnärzt-
lichen Bereich keinesfalls überbewertet werden
sollte. 
Für die getroffene Regelung ist zunächst wesent-
lich, dass gerade nicht darauf abgestellt wird, ob
für den Behandelnden Behandlungsfehler (von
ihm oder anderen Behandelnden) erkennbar sind.
Abgestellt wird lediglich darauf, ob dem Behan-
delnden Umstände erkennbar sind, die die An-
nahme eines Behandlungsfehlers begründen. Le-
diglich über diese Umstände ist nach dem Gesetz
auf Nachfrage – oder zur Abwendung gesundheit-
licher Gefahren auch ungefragt – zu informieren.
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Jeder Behandelnde sollte sich also davor hüten,
sich selbst oder einen anderen der fehlerhaften Be-
handlung zu bezichtigen, da genau dies das Gesetz
nicht vorsieht. Bei der Art der Äußerung wird ins-
besondere das Kollegialitätsgebot nach § 8 Abs. 1
der Berufsordnung zu berücksichtigen sein.
Ob für den Behandelnden Umstände erkennbar
sind oder waren, die gerade die Annahme eines Be-
handlungsfehlers begründen, wird in der Praxis oft
schwierig zu beantworten sein. Nicht jedes nicht
wunschgerecht ausgefallene Behandlungsergebnis
lässt automatisch auch gleich einen Behandlungs-
fehler annehmen. Zurückhaltung ist also geboten.
Voreilige Bewertungen verbieten sich von selbst. 
In Ergänzung zu der getroffenen Regelung sieht das
Gesetz vor, dass die an den Patienten gerichtete Infor-
mation des Behandelnden über Umstände, die die
Annahme eines Behandlungsfehlers begründen, zu
Beweiszwecken in einem gegen den Behandelnden
oder gegen einen zeugnisverweigerungsberechtigten
Angehörigen geführten Straf- oder Bußgeldverfahren
nur mit Zustimmung des Behandelnden verwendet
werden darf (§ 630c Abs. 2 S. 3).
Bei aller rechtsstaatlichen Berechtigung dieses
Nachsatzes offenbart dieser dennoch ein grund-
sätzliches Problem der Gesamtregelung: Ist ein
Straf- oder Bußgeldverfahren aufgrund der Selbst-

bezichtigung erst einmal initiiert, nützt dem Be-
handelnden oder seinem Angehörigen das Beweis-
verwertungsverbot bezüglich der betreffenden Äu-
ßerung im Ergebnis herzlich wenig, da der Sach-
verhalt regelmäßig auch anderweitig ermittelt wer-
den kann. Ob die getroffene Regelung damit im
Hinblick auf den Grundsatz des fairen Verfahrens
verfassungsmäßig ist, muss bezweifelt werden. Da-
bei ist auch zu berücksichtigen, dass berufsrecht-
liche oder disziplinarrechtliche Maßnahmen von
dem Beweisverwertungsverbot der Vorschrift nicht
ausdrücklich umfasst sind.
Einen Aspekt der bisher auch schon in Grenzen
anerkannten sogenannten wirtschaftlichen Auf-
klärungspflicht regelt nun Abs. 3 des § 630c. Die
Vorschrift enthält eine in Teilen gegenüber der bis-
herigen Rechtsprechung neue Regelung. Nach die-
ser muss der Behandelnde den Patienten vor Beginn
der Behandlung über die voraussichtlichen Kosten der
Behandlung in Textform schon dann informieren, wenn
sich nach den Umständen hinreichende Anhaltspunkte
dafür ergeben, dass eine vollständige Übernahme der
Behandlungskosten durch einen Dritten nicht gesichert
ist, und erst recht, wenn er dies sicher weiß.
Obwohl nach der Bestimmung eine Informations-
pflicht bereits dann ausgelöst werden soll, wenn
sich nach den Umständen hinreichende Anhalts-
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Die Aufklärung hat mündlich zu erfolgen. Sie kann durch Aufklärungsbögen unterstützt werden. 



punkte dafür ergeben, dass eine vollständige Über-
nahme der Behandlungskosten durch einen Drit-
ten nicht gesichert ist, darf der Anwendungsbe-
reich der Vorschrift keinesfalls überdehnt werden.
Es muss zumindest eine gewisse, auf Tatsachen des
Einzelfalls gegründete Wahrscheinlichkeit für ei-
nen Selbstbehalt des Patienten bestehen. Keines-
falls muss sich der Behandelnde über die Erstat-
tungsmodalitäten eines privat versicherten Patien-
ten erkundigen oder kann verlangt werden, dass
Zahnärzte die mannigfachen Tarifbedingungen
von privaten Krankenversicherungen kennen müs-
sen. Die Regelung wird daher im Ergebnis weit
überwiegend nur im GKV-Behandlungsbereich
Relevanz besitzen, jedoch kaum bei Privatversi-
cherten, sieht man einmal von zahnmedizinisch
nicht notwendigen Leistungen ab.
Die Information über die voraussichtlichen Kosten
der Behandlung hat der Behandelnde „in Text-
form“ zu geben. Dies bedeutet laut BGB, dass die
Information in Papierform der Regelfall sein wird.
Bezüglich der rein formalen Ausgestaltung der Er-
klärung schreibt das BGB zum einen vor, dass die
Person des Erklärenden (in der Regel also der Zahn-
arzt) genannt werden muss und zum anderen die-
ser durch Nachbildung der Namensunterschrift
oder anders erkennbar gemacht werden muss. Dies
bedeutet, dass eine Unterschrift nicht erforderlich
ist, aber eine Namenswiedergabe des Erklärenden
als Erklärungsabschluss zweckmäßig ist. Für aus-
reichend wird auch ein Abschluss der Erklärung
mit einer Grußformel gehalten.
Die gesetzliche Bestimmung lässt ausdrücklich weiter-
gehende Formanforderungen an die Erklärung, die sich
aus anderen Vorschriften, etwa des Vertragszahnarzt-
rechts, ergeben, unberührt. 
Zum Abschluss der Bestimmungen des § 630c über
Informationspflichten enthält Abs. 4 die Regelung, dass
es der Information des Patienten nicht bedarf, soweit
diese ausnahmsweise aufgrund besonderer Umstände
entbehrlich ist, insbesondere wenn die Behandlung un-
aufschiebbar ist oder der Patient auf die Information
ausdrücklich verzichtet hat.
Diese Bestimmung bezieht sich nach der amtli-
chen Begründung zum Gesetzentwurf sowohl auf
die Pflicht zur therapeutischen Aufklärung als
auch auf die Auskunftspflicht bezüglich Umstän-
den, die die Annahme eines Behandlungsfehlers
begründen, und letztlich auch auf die Information
über die Kosten der Behandlung bei hinreichenden
Anhaltspunkten für einen Selbstbehalt. Bemer-
kenswert dabei ist, dass der Patient nach dieser Be-

stimmung sogar auf die therapeutische Aufklä-
rung verzichten kann, was auch durch die amtli-
che Begründung zu dieser Bestimmung belegt ist.
Ein solcher Verzicht des Patienten bezüglich der
therapeutischen Aufklärung dürfte jedoch regel-
mäßig nicht hingenommen werden können, da
an die Wirksamkeit eines solchen Verzichts stren-
ge Anforderungen gestellt werden. So muss der
Patient den Verzicht deutlich, klar und unmissver-
ständlich geäußert haben und die Erforderlichkeit
der Behandlung sowie deren Chancen und Risiken
zutreffend erkannt haben. Diese Umstände werden
im Regelfall nicht vorliegen. Auf jeden Fall sollte
zum Selbstschutz des Behandelnden ein Verzicht
des Patienten auf Informationen genau dokumen-
tiert werden; soweit es um die therapeutische Auf-
klärung geht, auch die Tatsache der umfassenden
Kenntnis des Patienten. Dies gilt insbesondere auch
bei der Behandlung von Kollegen. 

Aufklärungspflichten nach § 630e
In Übereinstimmung mit der bisherigen Rechts-
lage beschreibt § 630e Abs. 1 die oben bereits an-
gesprochene, üblicherweise so bezeichnete „Selbst-
bestimmungsaufklärung“. Danach ist der Behan-
delnde verpflichtet, den Patienten über sämtliche für
die Einwilligung wesentlichen Umstände aufzuklären.
Dazu gehören – so die Bestimmung weiter – insbeson-
dere Art, Umfang, Durchführung, zu erwartende Fol-
gen und Risiken der Maßnahme sowie ihre Notwen-
digkeit, Dringlichkeit, Eignung und Erfolgsaussichten
im Hinblick auf die Diagnose oder Therapie. Das Ge-
setz bestimmt weiter, dass bei der Aufklärung auch auf
Alternativen zur Maßnahme hinzuweisen ist, wenn meh-
rere medizinisch gleichermaßen indizierte und übliche
Methoden zu wesentlich unterschiedlichen Belastungen,
Risiken oder Heilungschancen führen können.
Über die so beschriebenen Inhalte der Aufklärungs-
pflicht hinaus enthält Abs. 2 des § 630e nähere Be-
stimmungen bezüglich der Art der Aufklärung. So
muss die Aufklärung mündlich erfolgen. Dies bedeu-
tet eine Aufklärung im persönlichen Gespräch. Die
amtliche Begründung gesteht jedoch zu, dass die
Aufklärung in Einklang mit der Rechtsprechung in
einfach gelagerten Fällen auch fernmündlich er-
folgen kann. Eine Aufklärung lediglich in Gestalt
von Aufklärungsbögen kommt, wie nach bisheri-
ger Rechtsprechung auch, nicht in Betracht. Es ist
jedoch sehr empfehlenswert, ergänzend zur münd-
lichen Aufklärung Aufklärungsbögen zu verwen-
den, auf die Bezug genommen werden kann. Dies
lässt die gesetzliche Regelung auch ausdrücklich
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zu. Die Aufklärungsbögen sollten neben den Auf-
klärungsinhalten insbesondere so gestaltet sein,
dass der Patient mit seiner Unterschrift bestätigt,
von den Inhalten des Bogens Kenntnis genommen
zu haben, darüber hinaus mündlich aufgeklärt wor-
den zu sein und keine Fragen mehr zu haben.
Bezüglich der die Aufklärung durchführenden Person
sieht das Gesetz in Abs. 2 des § 630e den Behandeln-
den oder eine Person vor, die über die zur Durchführung
der Maßnahme notwendige Ausbildung verfügt. Nach-
dem die gesetzliche Regelung das Thema der zuläs-
sigen Delegation der Leistung oder einzelner Leis-
tungsinhalte auf nichtärztliches beziehungsweise
nichtzahnärztliches Personal nicht eigens an-
spricht, ist zu empfehlen, dass trotz des Wortlauts
der Vorschrift auch im Bereich delegierbarer Leis-
tungen die Aufklärung allein durch den Zahnarzt
selbst durchgeführt wird.
Das Gesetz bestimmt weiter, dass die Aufklärung so
rechtzeitig erfolgen muss, dass der Patient seine Ent-
scheidung über die Einwilligung wohl überlegt treffen
kann und die Aufklärung für den Patienten verständ-
lich sein muss. Bei größeren zahnärztlichen Eingrif-
fen wird somit regelmäßig eine Aufklärung am
Vortag des Eingriffs erforderlich sein, aber auch
ausreichen.
Grundlegend neu und von wesentlicher Bedeutung ist
die Bestimmung des § 630e Abs. 2 Satz 2, dass dem
Patienten Abschriften von Unterlagen, die er im Zu-
sammenhang mit der Aufklärung oder Einwilligung
unterzeichnet hat, auszuhändigen sind. Die Rege-
lung stellt gerade nicht darauf ab, dass diese Un-
terlagen dem Patienten nur auf sein Verlangen zur
Verfügung zu stellen wären. Sie sind daher – so
muss man die Vorschrift verstehen – dem Patien-
ten auch ungefragt beziehungsweise unverlangt
auszuhändigen. Dem Wortlaut nach ist dies aller-
dings ausdrücklich beschränkt auf diejenigen Un-
terlagen, die der Patient unterzeichnet hat.
§ 630e Abs. 3 regelt dann – im Gleichlauf mit den Aus-
nahmen zu Informationspflichten nach § 630c – die-
jenigen Fälle, in denen auf eine Selbstbestimmungsauf-
klärung verzichtet werden kann. Insofern gelten die
im dortigen Kontext gemachten Ausführungen an
dieser Stelle entsprechend.
Soweit der Patient selbst nicht einwilligungsfähig ist, ist
wie bisher auch diejenige Person, die die Einwilligung
zu erteilen hat, nach Maßgabe der geltenden Bestim-
mungen aufzuklären, § 630e Abs. 4. Ausdrücklich ge-
regelt und inhaltlich teilweise neu ist in diesem Zusam-
menhang, dass einem einwilligungsunfähigen Patien-
ten die wesentlichen Aufklärungsinhalte entsprechend

dem Verständnis des Patienten zu erläutern sind, so-
weit dieser aufgrund seines Entwicklungsstandes und
seiner Verständnismöglichkeiten in der Lage ist, die Er-
läuterung aufzunehmen, und soweit dies seinem Wohl
nicht zuwiderläuft, § 630e Abs. 5.
Die Bestimmungen in § 630d über die Einwilligung
des Patienten können hier ausgeklammert werden,
da sie im Wesentlichen die bisherigen Gegebenhei-
ten nachzeichnen.

Michael Pangratz Dr. Christian Freund
Justitiar der BLZK Justitiar der KZVB

Internet

Der Beitrag wird in den nächsten beiden Ausgaben des

BZB fortgesetzt. In voller Länge ist er bereits jetzt un-

ter www.blzk.de im Bereich „Nachrichten“ und unter

www.kzvb.de im Bereich „Zahnarztpraxis“ zu finden.
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